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Zollwert von Datenträgern mit Software 
EuGH, Urteil vom 18. April 1991 (C-79/89) - Verfahrenssprache Deutsch 

Brown Boveri & Cie. AG gegen Hauplzollamt Mannheim. Ersuchen um Vorabentscheidung: Bun­
desfinanzhof - Deutschland (VII R 167, 168/85). Zollwert der Waren - Wert der Software und der 
Datenträger. 

Rubrum 

In der Rechtssache C-79/89 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Bundesfinanzhof in 
dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit Brown Boveri & Cie. AG gegen Hauptzollamt 
Mannheim Vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verord­
nung (EWG) Nr. 1224/80 des Rates vom 28. Mai 1980 über den Zollwert der Waren (ABl. 
L 134, S. 1) erläßt der Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsi­
denten G. C. Rodriguez Iglesias, der Richter Sir Gordon Slynn und R. Joliet, General­
anwalt C. O. Lenz, Kanzler J. A. Pompe, Hilfskanzler, unter Berücksichtigung der schrift­
lichen Erklärungen 

- der Brown Boveri & Cie. AG, vertreten durch Hinrich Glashoff, Steuerberater, 
- der Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Martin Seidel und 

Klaus Peter Müller-Eiselt als Bevollmächtigte, 
- der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­

ter Jörn Sack und Renate Kubicki, dem juristischen Dienst der Kommission im Rahmen 
des Austauschs mit nationalen Beamten zur Verfügung gestellte Beamtin des Bundes­
justizministeriums, als Bevollmächtigte, 

aufgrund des Sitzungsberichts, nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Brown 
Boverie & Cie. AG und der Kommission in der Sitzung vom 29. März 1990, nach Anhö­
rung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 2. Mai 1990, 
folgendes Urteil: 

Tenor 

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Erste Kammer) auf die ihm vom Bundesfinanz­
hof mit Beschluß vom 13. Februar 1989 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

Die Entscheidung 1) Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 des Rates vom 28. Mai 1980 über den 
Zollwert der Waren war im Jahre 1982 dahin auszulegen, daß als Transaktionswert von 
eingeführten Datenträgern mit eingespeicherter Software, die der Lieferer dem Zollbeteilig­
ten in einem Gesamtpreis in Rechnung gestellt hatte, dieser Rechnungspreis anzusehen war. 

2) Zahlungen für die Montage müssen in der Zollwertanmeldung getrennt von dem für die 
Waren tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preis ausgewiesen sein, um nach Artikel 3 
Absatz 4 Buchstabe a der Zollwertverordnung vom Zollwert ausgenommen werden zu 
können. Nach Artikel 8 der Richtlinie 79/695/EWG des Rates vom 24. Juli 1979 zur Har­
monisierung der Verfahren für die Überführung von Waren in den zollrechtlich freien Ver­
kehr kann diese Anmeldung nicht mehr nach dem für die Ermittlung des Zollwerts maßge-
bmim Ititpmh, im btijli mth ikf 20llm.hh.h-m Fmgafe -h? Warm, hmtkti^t 
den. 

Gründe 

1 
= jur-pc 1989, S. 82-84 Der Bundesfinanzhof hat mit Beschluß vom 13. Februar 1989, beim Gerichtshof eingegangen 

am 13. März 1989, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag zwei Fragen nach der Auslegung von 
Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 des Rates vom 28. Mai 1980 über den Zoll­
wert der Waren (ABl. L 134, S. 1; Zollwertverordnung) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 
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Diese Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit zwischen der Brown Boveri & Cie. AG 
(BBC) und dem Hauptzollamt Mannheim wegen der Festsetzung des Zollwerts für einige 
Sendungen Hardware und Software. 

Aufgrund eines 1980 geschlossenen Vertrags erwarb BBC von einem Unternehmen in den 
Vereinigten Staaten eine computergestützte Konstruktionsanlage zum Gesamtpreis von 
sechs Millionen US-Dollar. Der Vertrag sah den Kauf von Computer-Hardware, Betriebs­
software sowie Anwendersoftware vor. Bei letzterer handelte es sich um vorgefertigte Pro­
gramme, die auf Magnetbändern gespeichert waren und an die besonderen Bedürfnisse von 
BBC angepaßt werden konnten. Einzelpreise für die Hardware und die Software waren 
nicht vereinbart worden. 

Der Kaufvertrag 

Im Februar 1982 wurden BBC in drei Sendungen Hardware und bandgespeicherte Soft­
ware geliefert, im Juni 1982 folgte eine weitere Sendung bandgespeicherter Software. In 
den entsprechenden Zollerklärungen wurden die im Februar eingeführten Waren als 'Com­
puterteile' und die vom Juni als 'Software' bezeichnet. Die vier diesen Erklärungen beige­
fügten Rechnungen lauteten alle auf einen Gesamtpreis und enthielten keinen Hinweis auf 
die Datenträger und die darauf entfallenden Preise. 

Die Lieferung 

In ihren Erklärungen zum Zollwert zog BBC vom Gesamtpreis die Montagekosten, die in­
nergemeinschaftlichen Beförderungskosten und den Wert der Software ab. 

Durch Bescheide vom 2. Juni 1982 und 23. Dezember 1983 forderte das Hauptzollamt von 
BBC die Entrichtung zusätzlicher Zölle. Das Hauptzollamt ging von den Preisen aus, die 
in den vier den Zollerklärungen beigefügten Rechnungen angegeben waren, und erkannte 
nur den Abzug der Kosten der innergemeinschaftlichen Beförderung an. Der Wert der 
Software und die Montagekosten wurden in den Zollwert mit der Begründung einbezogen, 
aus den Rechnungen seien keine getrennt ausgewiesenen und damit abzugsfähigen Beträge 
ersichtlich. 

Der Standpunkt des 
Hauptzollamtes 

Gegen diese beiden Bescheide legte BBC Einspruch ein. Im Einspruchsverfahren legte sie 
eine Neufassung der drei Rechnungen für die Lieferungen im Februar 1982 vor. Jede dieser 
Rechnungen enthielt eine Aufschlüsselung der Gesamtpreise nach Hardware und Software. 
Außerdem legte BBC zwei Fernschreiben des amerikanischen Herstellers zur Höhe der 
Software- und Montagekosten vor. 

Das Einspruchsverfahren 

8 
Nachdem das Hauptzollamt die Einsprüche als unbegründet zurückgewiesen hatte, erhob 
BBC zwei Klagen vor dem Finanzgericht. Nach der Abweisung dieser Klagen legte BBC 
Revision beim Bundesfinanzhof ein. Dieser hat das Verfahren ausgesetzt und dem Ge­
richtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1) War im Jahre 1982 Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1224/80 dahin auszulegen, daß 
als Transaktionswert von eingeführten Datenträgern mit eingespeicherter Software, die der 
Lieferer dem Zollbeteiligten in einem Gesamtpreis m Rechnung gestellt hatte, ungekürzt 
dkm Rcihwtävg stress mm-sthm WW, tdtf WäJ- Jrämä%fionswert nur der Teil des Rech­
nungspreises, der auf die Datenträger entfiel? Machte es dabei einen Unterschied, ob der 
Zollbeteiligte die Preise für Datenträger und Software im maßgebenden Zeitpunkt oder 
später getrennt auswies? 

2) Sind Zahlungen für die Montage nur dann als im Sinne des Artikels 3 Absatz 4 der Ver-
• Ordnung (EWG) Nr. 1224/80 getrennt ausgewiesen anzusehen, wenn der Ausweis bereits im 
maßgebenden Zeitpunkt der Zollbehörde vorliegt? 

Vorlage durch den BFH: 
jur-pc 1989, S. 82-84 

Die Vorlagefragen 
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Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsrechtsstreits, des Verfahrensab­
laufs und der beim Gerichtshof eingereichten schriftlichen Erklärungen wird auf den Sit­
zungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, 
als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

Zur ersten Frage 

Ausgangspunkt: 
Der 'Transaktionswert' 

10 
Nach Artikel 3 Absatz 1 der Zollwertverordnung ist der Zollwert der Waren „der 'Trans­
aktionswert', das heißt der für die Waren bei einem Verkauf zur Ausfuhr in das Zollgebiet 
der Gemeinschaft tatsächlich gezahlte oder zu zahlende Preis". 

Maßgebliche Regelung für die 
Festsetzung des Zollwerts von 

Datenträgern 

Frage 1 Teil 1 

11 
Die Festsetzung des Zollwerts von Datenträgern mit eingespeicherter Software ist seit dem 
1. Mai 1985 in Artikel 8a geregelt, der durch die Verordnung (EWG) Nr, 1055/85 des Rates 
vom 23. April 1985 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr, 1224/80 (ABl. L 112, S. 50) 
in die letztgenannte Verordnung eingefügt worden ist. Artikel 8a Absatz 1 lautet: 

„... zur Ermittlung des Zollwerts von eingeführten Datenträgern, die zur Verwendung in 
Datenverarbeitungsanlagen bestimmt sind und Daten oder Programmbefehle enthalten, 
werden nur die Kosten oder der Wert des Datenträgers selbst berücksichtigt. Bei der Ein­
fuhr von Datenträgern, die Daten oder Programmbefehle enthalten, werden somit die 
Kosten oder der Wert der Daten oder Programmbefehle nicht in den Zollwert einbezogen, 
sofern diese Kosten oder dieser Wert getrennt von den Kosten oder dem Wert des betreffen­
den Datenträgers ausgewiesen werden." 

12 
Somit geht der erste Teil der ersten Frage dahin, ob für Einfuhren vor dem 1. Mai 1985 
der Wert der Software grundsätzlich für die Festsetzung des Zollwerts zu berücksichtigen 
ist. 

Die Ansicht der Kommission 

Die Ansicht von BBC 

13 
Die Kommission ist der Ansicht, vor diesem Zeitpunkt sei Artikel 3 Absatz 1 der Zoll­
wertverordnung, der für die Bewertung der Waren vom Transaktionswert ausgehe, auf 
Software, die auf Datenträgern gespeichert sei, uneingeschränkt anwendbar gewesen. Zwar 
sei Software als solche keine Ware und unterliege somit nicht dem Gemeinsamen Zolltarif, 
Doch bildeten die Daten und Informationen zusammen mit dem Datenträger eine einheit­
liche Ware, die als Ganzes dem Zollrecht unterliege. Deshalb sei der Zollwert anhand des 
für das Ganze tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preises zu ermitteln, Artikel 8a der 
Zollwertverordnung habe zwar die Modalitäten der Berechnung des Zollwerts geändert, 
sei aber im Ausgangsverfahren nicht anwendbar. 

14 
BBC macht dagegen geltend, Artikel 8a der Zollwertverordnung habe nur deklaratorischen 
Charakter, Nur Waren seien zollbar. Die Einbeziehung des Wertes eines immateriellen 
Wirtschaftsguts wie der Software in den Zollwert würde deshalb unter Verstoß gegen Arti­
kel 2 Absatz 4 Buchstabe g der Zollwertverordnung zu einem willkürlichen Zollwert füh­
ren. 

Die Entstehungsgeschichte der 
Verordnung Nr. 1055/85 

15 
Dazu ist festzustellen, daß die Verordnung Nr. 1055/85 laut ihren Begründungserwägun­
gen auf einen Beschluß des Ausschusses für den Zollwert zurückgeht, der nach Artikel 18 
des Übereinkommens zur Durchführung des Artikels V I I des Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommens (GATT-Ubereinkommen) eingesetzt worden ist. Mit der Zollwertver­
ordnung sind die wichtigsten Bestimmungen dieses GATT-Übereinkommens umgesetzt 
worden. 
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16 
Der Ausschuß für den Zollwert ist eingesetzt worden, damit die Vertragsparteien des 
GATT-Übereinkommens sich über Angelegenheiten beraten können, die die Anwendung 
des Wertzollsystems betreffen, soweit diese Anwendung die Wirksamkeit dieses Uberein­
kommens berührt. 

17 
Nach dem von diesem Ausschuß in seiner Sitzung vom 24. September 1984 getroffenen 
Beschluß ist die Anwendung des Transaktionswerts als Grundlage für die Festsetzung des 
Zollwerts der auf Datenträgern gespeicherten Software mit dem Übereinkommen völlig 
vereinbar; dieser Beschluß erklärt es jedoch auch für mit diesem Übereinkommen verein­
bar, den Vertragsparteien die Annahme einer Regelung anheimzustellen, wonach nur der 
Wert des Datenträgers berücksichtigt wird, sofern dieser Wert getrennt von den Kosten 
oder dem Wert der Daten oder Programmbefehle ausgewiesen wird. 

18 i 

Wie sich aus der sechsten Begründungserwägung der Verordnung Nr. 1055/85 ergibt, wür­
de die Annahme dieser letztgenannten Bewertungsgrundlage für Datenträger mit einge­
speicherter Software nach Meinung des Rates zu einer ausgewogeneren Entwicklung des 
Welthandels führen und deshalb den Interessen der Gemeinschaft dienen. Daher sei die 
Zollwertverordnung „entsprechend zu ändern". 

Der Bezug zum 
GÄTT-Übereinkommen 

19 
Der Rat hat demzufolge mit der Einfügung des Artikels 8a in die Zollwertverordnung von 
der durch den Beschluß des Zollwertausschusses des GATT eröffneten Möglichkeit Ge­
brauch machen wollen, eine neue Regelung über die Festsetzung des Zollwerts der Daten­
träger mit eingespeicherter Software zu erlassen. Allerdings haben weder der Beschluß des 
GATT-Ausschusses noch die Verordnung Nr. 1055/85 rückwirkende Kraft. Bevor die Ver­
ordnung Nr. 1055/85 am 1. Mai 1985 in Kraft trat, war demnach Bewertungsgrundlage für 
auf Datenträgern gespeicherte Software gemäß Artikel 3 der Zoll Wertverordnung der 
Transaktionswert. 

Keine Rückwirkung der 
Verordnung Nr. 1055/85 

20 
Somit ist der Begriff des "Transaktionswerts" im Rahmen der Bewertung von Datenträgern 
mit eingespeicherter Software zu bestimmen. 

21 
Zwar ist die Software, wie BBC anführt, an sich keine Ware im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
der Zollwertverordnung, sondern ein immaterielles Wirtschaftsgut, das nicht dem Gemein­
samen Zolltarif unterliegt. Dennoch sind, wenn ein solches immaterielles Gut in einer Ware 
verkörpert ist, die Kosten für seinen Erwerb als Bestandteil des für die Ware gezahlten oder 
zu zahlenden Preises und damit des Transaktionswerts anzusehen. Im vorliegenden Fall ist 
der Wert der Software also als Bestandteil des Zollwerts der eingeführten Ware anzusehen. 

Software ist "an sich " keine 
Ware, aber u. U. in einer Ware 
verkörpert. 

22 
In dieser Rechtssache spielt es keine Rolle, ob die auf den Datenträgern gespeicherten Da­
ten und Programmbefehle später anwenderspezifisch verändert oder von den Datenträgern 
gelöst werden können, da für die Festsetzung des Zollwerts der Zeitpunkt der Einfuhr 
maßgebend und zu diesem Zeitpunkt die Software mit den Datenträgern verbunden ist. 

Nicht maßgeblich: 
Das Schicksal der Software nach 
Einfuhr 

23 
SßSlit WL &ä <ka ctstea Teil des treitft ^Täge 2ü mm&mh, cHifs Artikel 5 äer Verordnung 
(EWG) Nr. 1224/80 im Jahre 1982 dahin auszulegen war, daß als Transaktionswert von ein­
geführten Datenträgern mit eingespeicherter Software, die der Lieferer dem Zollbeteiligten 
in einem Gesamtpreis in Rechnung gestellt hatte, dieser Rechnungspreis anzusehen war. 

24 
Angesichts dieser Antwort auf den ersten Teil der ersten Vorlagefrage erübrigt sich eine 
Beantwortung des zweiten Teils dieser Frage. 

mi-
Transaktionswert 
- Rechnungspreis 
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Zur zweiten Frage 
25 
Die zweite Frage geht dahin, zu welchem Zeitpunkt Zahlungen für die Montage getrennt 
von dem für die eingeführten Waren tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden Preis ausge­
wiesen werden müssen, um gegebenenfalls nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a der Zoll­
wertverordnung vom Zollwert ausgenommen werden zu können. 

„Maßgebender Zeitpunkt für 
die Ermittlung des Zollwerts " 

26 
Gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe g der Zollwertverordnung bezeichnet der Ausdruck 
„maßgebender Zeitpunkt für die Ermittlung des Zollwerts" für Waren, die unmittelbar 
zum freien Verkehr abgefertigt werden, den Tag, an dem die Zollstelle die Willenserklärung 
des Zollbeteiligten über die Abfertigung der Waren zum freien Verkehr annimmt. 

Die Anmeldung der Angaben 
über den Zollwert 

27 
Nach Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1496/80 der Kommission vom 11. Juni 
1980 über die Anmeldung der Angaben für den Zoll wert und über vorzulegende Unter­
lagen (ABl, L 154, S. 16) muß die Anmeldung der Angaben über den Zollwert der Anmel­
dung zur Abfertigung der betreffenden Waren zum freien Verkehr beigefügt sein. Die 
letztgenannte Anmeldung muß nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 79/695/EWG des 
Rates vom 24. Juli 1979 zur Harmonisierung der Verfahren für die Uberführung von Waren 
in den zollrechtlich freien Verkehr (ABl. L 205, S. 19) die Angaben enthalten, die zur Fest­
stellung der Warenbeschaffenheit und zur Erhebung der Eingangsabgaben erforderlich 
sind. Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie sind dieser Anmeldung außerdem alle Unter­
lagen beizufügen, deren Vorlage zur ordnungsgemäßen Erhebung der Eingangsabgaben 
erforderlich ist. 

28 
Nach Artikel 8 der Richtlinie 79/695 darf der Anmelder die von der Zollstelle angenomme­
nen Anmeldungen berichtigen, sofern unter anderem die Berichtigung beantragt worden 
ist, bevor die Waren zollrechtlich freigegeben worden sind. 

Keine Änderung der Angaben 
zum Zollwert nach Freigabe 

29 
Somit kann, wie der Gerichtshof in seinem Urteil vom 6, Juni 1990 in der Rechtssache C-l 1/89 
(Unifert Handels GmbH, 1990,1-2275) festgestellt hat, ein Importeur, der bei der Zollwert­
anmeldung die Zahlungen für die Montage nicht getrennt von dem tatsächlich gezahlten 
oder zu zahlenden Preis ausgewiesen hat, seine Anmeldung und folglich die Angaben zum 
Zollwert nicht mehr ändern, sobald die Zollstelle die Waren zollrechtlich freigegeben hat, 
das heißt nach dem für die Ermittlung des Zollwerts maßgebenden Zeitpunkt. 

Anders: Der Fall der 
unvollständigen Anmeldung 

30 
Dieser Lösung steht nicht die der Zollstelle nach Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 79/695 
eröffnete Möglichkeit entgegen, eine Anmeldung auf Antrag des Anmelders auch dann an­
zunehmen, wenn diese nicht alle in Artikel 3 Absatz 1 genannten Angaben enthält oder ihr 
nicht alle in Artikel 3 Absatz 2 genannten Unterlagen beigefügt sind. 

31 
Jede unvollständige Anmeldung muß nämlich den Vermerk enthalten, welche Angaben 
oder Unterlagen fehlen. Auch dürfen sich die nachgereichten Ergänzungen einer solchen 
Anmeldung nur auf Umstände beziehen, die bereits vor Abgabe der Anmeldung vorlagen, 
und nicht auf solche, die erst nach diesem Zeitpunkt eingetreten sind. 

Artikel 7 der Richtlinie 
79/623/EWG 

32 
Schließlich wird nach Artikel 7 der Richtlinie 79/623/EWG des Rates vom 25. Juni 1979 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Zollschuld (ABl, 
L 179, S. 31) die Höhe der auf eine Ware zu erhebenden Eingangsabgaben anhand der Be­
messungsgrundlagen bestimmt, die auf diese Ware zu dem Zeitpunkt,_zu dem für sie die 
Zollschuld entsteht, anwendbar sind. Gemäß Artikel 2 Buchstabe a und Artikel 3 Buch­
stabe a dieser Richtlinie entsteht die Einfuhrzollschuld im Fall einer in den zollrechtlich 
freien Verkehr überführten Ware zu dem Zeitpunkt, zu dem die zuständigen Behörden die 
Anmeldung der Ware zum zollrechtlich freien Verkehr annehmen, das heißt zp dem für die 
Ermittlung des Zollwerts maßgebenden Zeitpunkt. ( ( 
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33 
Entgegen der Meinung von BBC spielt die Verordnung (EWG) Nr. 1430/79 des Rates vom 
2. Juli 1979 über die Erstattung oder den Erlaß von Eingangs- oder Ausfuhrabgaben (ABl. 
L 175, S. 1) für die vorliegende Frage keine Rolle. Nach Artikel 2 dieser Verordnung wer­
den Eingangsabgaben insoweit erstattet oder erlassen, als den zuständigen Behörden nach­
gewiesen wird, daß der buchmäßig erfaßte Betrag die gesetzlich zu erhebenden Abgaben 
aus irgendeinem Grund übersteigt. 

34 
Die Höhe der Eingangsabgaben wird nämlich auf der Grundlage des nach der Zollwertver­
ordnung ermittelten Zollwerts festgesetzt. Ist ein Importeur nicht in der Lage, die erfor­
derlichen. Nachweise beizubringen, um zu erreichen, daß bestimmte Faktoren bei der Be­
rechnung des Zollwerts nach den Gemeinschaftsbestimmungen unberücksichtigt bleiben, 
so kann die Höhe der erhobenen Abgaben keinesfalls die gesetzlich geschuldeten Abgaben 
übersteigen. 

35 
Somit ist auf die zweite Frage zu antworten, daß Zahlungen für die Montage in der Zoll­
wertanmeldung getrennt von dem für die Waren tatsächlich gezahlten oder zu zahlenden 
Preis ausgewiesen sein müssen, um nach Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a der Zollwertver­
ordnung vom Zollwert ausgenommen werden zu können. Nach Artikel 8 der Richtlinie 
79/695 kann diese Anmeldung nicht mehr nach dem für die Ermittlung des Zollwerts maß­
gebenden Zeitpunkt, das heißt nach der zollrechtlichen Freigabe der Waren, berichtigt 
werden. 

Nicht einschlägig; 
Verordnung (EWG) Nr. 1430/79 

Antwort auf Frage 2 

Kosten 

36 
Die Auslagen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht haben, sind 
nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwi­
schenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenent­
scheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

j u rpc . z i p - j u rpc . z i p - j u rpc . z i p - j u rpc . z i p - j u rpc . z i p - j u rpc . z i p 

Nachholung der Berufung durch Telefax und fehlende Unterschrift 

BGH, Beschluß vom 8. April 1992 (XIIZB 34/92) 

Leitsätze der Redaktion 

1. Bei Aufgabe einer Berufungsschrift zur Post donnerstags 18 Uhr ist nicht zu erwarten, daß die 
Berufungsschrift erst am folgenden Dienstag bei Gericht eingeht. Ein derartiger Verlauf der Din­
ge ist ein ungewöhnlicher Vorgang, auf den sich der Anwalt nicht einzustellen braucht (vgl. 
BGH, Beschl. v. 11. Oktober 1989 - IVa ZB 7/89 - NJW 1990, 188, 189 m. N.; BVerfGE 40, 
42, 45; 41 , 23, 27; 44, 302, 306). Der Anwalt ist in einem derartigen Fall auch nicht gehal­
ten, sich Klarheit darüber zu verschaffen, ob die Berufungsschrift fristgerecht bei Gericht einge­
gangen ist. 

i . «me («den Umsfärftfcn racti W^en tie? ̂ FcWz'e'frig'kert der Ätsendung nicht geschuldete) 
Rückfrage bei Gericht am Tage des Fristablaufs, daß die Berufungsschrift dort noch nicht ein­
gegangen ist, so gereicht es dem Anwalt nicht zum Verschulden, wenn eine geschulte und 
auch über die Besonderheiten der Schriftsatzübermittlung durch Telefax belehrte Bürokraft den 
Berufungsschriftsatz sicherheitshalber noch einmal per Telefax übermittelt und dabei vergißt, 
die Unterschrift auf dem Original beifügen zu lassen. Es ist Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren. 

Vgl. zur Rechtsmitteleinlegung und -begründung durch Telekommunikationsmittel aus­
führlich Steinborn, Informatik und Recht 1987, S. 340-348. 
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